
DIE KOMMISSION ZUR ERMITTLUNG DES 
FINANZBEDARFS DER RUNDFUNKANSTALTEN (KEF) 

 
- ein Überblick - 

 
Die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) wurde 
am 20. Februar 1975 durch Beschluss der Ministerpräsidenten der Länder errichtet. 
Ihre Aufgabe war es, den von den Rundfunkanstalten angemeldeten Finanzbedarf zu 
überprüfen und auf dieser Grundlage gegenüber den Regierungschefs der Länder 
Empfehlungen über die Höhe der Rundfunkgebühr abzugeben. 
 
Aufgrund des 8. Rundfunkurteils des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Februar 1994 
wurde das Gebührenfestsetzungsverfahren neu geregelt und im 3. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. 
 
Danach hat die Kommission bei Ermittlung des Finanzbedarfs die Aufgabe, unter 
Beachtung der Programmautonomie der Rundfunkanstalten deren Anmeldungen 
fachlich zu überprüfen und den Finanzbedarf festzustellen. Die Überprüfung bezieht 
sich darauf, ob sich die Programmentscheidungen im Rahmen des rechtlich umgrenzten 
Rundfunkauftrages halten und ob der aus ihnen abgeleitete Finanzbedarf im Einklang 
mit den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist. 
 
Die Kommission hat den Landesregierungen mindestens alle zwei Jahre einen Bericht 
zu erstatten, in dem sie die Finanzlage der Rundfunkanstalten darlegt und zu der Frage 
Stellung nimmt, ob und in welcher Höhe und zu welchem Zeitpunkt eine Änderung der 
Rundfunkgebühr notwendig ist. Diese wird betragsmäßig beziffert und kann bei 
unterschiedlichen Entwicklungsmöglichkeiten aus einer Spanne bestehen. Die 
Kommission weist ggf. auf die Notwendigkeit und Möglichkeit für eine Änderung des 
Finanzausgleichs der Rundfunkanstalten hin. 
 
Die Rundfunkanstalten sind bei der Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs 
durch die Kommission angemessen zu beteiligen. Vertreter der Rundfunkanstalten sind 
nach Bedarf zu den Beratungen der KEF hinzuzuziehen. Vor der abschließenden 
Meinungsbildung in der KEF ist den Rundfunkanstalten Gelegenheit zu einer 
Stellungnahme und Erörtung zu geben. Zu diesem Zweck wird der ARD, dem ZDF und 
dem DeutschlandRadio der Berichtsentwurf durch die KEF zugesandt. Gleiches gilt für 
die Rundfunkkommission der Länder. Die Stellungnahmen der Rundfunkanstalten 
sind in den endgültigen Bericht einzubeziehen. 
 
Der Gebührenvorschlag der KEF ist Grundlage für eine Entscheidung der 
Landesregierungen und der Landesparlamente. Von diesem Vorschlag kann von 
den Ländern im Wesentlichen nur abgewichen werden, wenn er zu einer 
unangemessenen Belastung der Rundfunkteilnehmer führen würde 
(“Sozialverträglichkeit”). Für solche Abweisungen müssen nachprüfbare Gründe 
angegeben werden. 
 
Auf der Grundlage des vorstehenden Auftrags hat sich ein Verfahren herausgebildet, 
dass die Kommission alle vier Jahre einen Gebührenbericht und zwei Jahre nach dem 
Gebührenbericht einen Zwischenbericht erstattet, der insbesondere die zwischenzeitlich 
eingetretenen Veränderungen aufnimmt und bewertet.  



Die Kommission besteht aus 16 unabhängigen Sachverständigen, die von den 
Ministerpräsidenten jeweils für die Dauer von fünf Jahren berufen werden; 
Wiederberufung ist zulässig. Die KEF wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und 
seinen Stellvertreter. 
 
Jedes Land benennt ein Mitglied. Die Sachverständigen sollen aus folgenden Bereichen 
berufen werden: 
 
1. drei Sachverständige aus den Bereichen Wirtschaftsprüfung und 

Unternehmensberatung, 
2. zwei Sachverständige auf dem Bereich der Betriebswirtschaft; sie sollen 

fachkündig in Personalfragen oder für Investitionen und Rationalisierung sein, 
3. zwei Sachverständige, die über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet des 

Rundfunkrechts verfügen und die die Befähigung zum Richteramt haben, 
4. drei Sachverständige aus den Bereichen der Medienwirtschaft und 

Medienwissenschaft, 
5. ein Sachverständiger aus dem Bereich der Rundfunktechnik, 
6. fünf Sachverständige aus den Landesrechnungshöfen. 
 
Die Geschäftsstelle der Kommission ist bei der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 
eingerichtet; sie ist fachlich und haushaltsmäßig unabhängig. 
 
 
(Auszug aus dem 14. KEF-Bericht) 
 


